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VI. Probleme und Perspektiven - Politik, Gesellschaft, Wirtschaft 
Das politische System

Mit dem neu gegründeten Nationalstaat wurde nicht nur ein Neubeginn der Geschichte der Türken Kleinasiens eingeleitet; vielmehr wurde damit auch ein System staatlicher Ordnung im islamischen Nahen und Mittleren Osten eingeführt, welches im Staatsverständnis der dort lebenden Menschen keinerlei Tradition hatte. Die Einheit der Gemeinschaft der Gläubigen, der Idealform islamischer Staatlichkeit, war nun nach „nationalen" Trennungslinien gesprengt. Trotz des Bruchs in der Tradition lassen sich in der Türkischen Republik traditionelle Einstellungen gegenüber Staat und Gesellschaft finden. Sie tragen auch dazu bei, daß die demokratische Staatsform, um die sich die Türken seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs bemühen, ein anderes Gepräge aufweist als etwa in Westeuropa. Zu diesen Eigentümlichkeiten gehört etwa die beherrschende Stellung des Staates gegenüber den Rechten und Freiheiten des einzelnen Bürgers und den Kräften der Gesellschaft. Der Staat (Devlet) ist zugleich „Vater“, der den einzelnen schützt, wie aber auch eine allgewaltige Einrichtung, deren Berührung man besser meidet So sind im politischen Denken und Handeln des Türken das Kollektiv, die Nation und ihre politische Organisation, der Staat, dem einzelnen und seinen Rechten noch immer übergeordnet.

Dem steht eine tiefe Zersplitterung der politischen und gesellschaftlichen „Landschaft“ gegenüber Auch sie ist ein Erbe der Strukturen des Osmanischen Reiches. Das Machtmonopol lag bei der zentralen Verwaltung, die sich um den Hof in Istanbul gruppierte. Diesem „Zentrum stand die „Periphe-

[86/87]

rie“ Gegenüber, die „Provinz“ Außerhalb der Hauptstadt, deren Verhältnis zu ihr durch den status des Untertanen gekennzeichnet war. Auch die Peripherie wiederum war in sich zergliedert nach Völkern, Stämmen, Clans, größeren oder kleineren Familienverbänden und Religionsgemeinschaften, die sich gegeneinander abgrenzten oder miteinander rivalisierten und in jedem Falle von ihren Mitgliedern eine übergeordnete Loyalität verlangten.

Auch die Kenialisten haben es in Jahrzehnten nach der Gründung der Republik nicht vermocht, eine dauerhafte politische und gesellschaftliche Integration herbeizuführen. Vielmehr beschränkten sie sich im wesentlichen darauf, ihre Modernisierungsideologie von ihrer Position im politischen Machtzentrum aus einer breiten Bevölkerung, die freilich bislang in andersgearteten religiösen und kulturellen Zusammenhängen gelebt hatte, propagandistisch, politisch und administrativ aufzudrängen. Auf diese Weise konnte eine gesellschaftliche Integration nicht wirklich gelingen.

Die Gegenüberstellung von „Zentrum“ und „Peripherie“, die den osmanischen Staat so grundsätzlich charakterisierte, wirkt bis heute spürbar im politischen Leben der türkischen Demokratie nach. Regierung und Verwaltung sind hochgradig zentralisiert; eine Autonomie der Lokalverwaltung gibt es allenfalls ansatzweise.

Von den politischen Parteien sind keine nachhaltigen Veränderungen des Staatsverständnisses ausgegangen. Dafür sind sie zu sehr Nutznießer des zentralisierten Systems und der Möglichkeiten, auf dessen Ressourcen zurückzugreifen. Seit den fünfziger Jahren ist für die Parteien kurzfristiger individueller Nutzen gegenüber langfristigen Veränderungen immer wichtiger geworden. Damit einher ging eine weitere Verwischung der ohnehin unscharfen weltanschaulichen Konturen. Sie hat ihre Ursache darin, daß die Türkei nicht die historischen Prozesse Europas durchlaufen hat, aus denen dort – wie die soziale Frage, das liberale Bürgertum oder das politische Engagement der Kirchen – die verschiedenen Parteien entstanden sind.
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Begünstigt wird der Patronagemechanismus durch die traditionellen patriarchalischen Strukturen mit „Führerpersönlichkeiten an der Spitze und die etatistische Ausrichtung des Staates, über den die Mittel beschafft und verteilt werden. Da alle Parteien - mit graduellen Unterschieden - ihre Existenz über die ideologiefreie Patronage sichern, steht für sie die Erhaltung des Staates wie er ist im Vordergrund. Die hierarchisch aufgebauten Parteien sind nicht auf Programme zugeschnitten, sondern auf charismatische Führerpersönlichkeiten, die meist über Jahrzehnte an der Spitze der Partei stehen.

Das klassische Rechts-Links-Schema hatte innerhalb eines Zweiparteiensystems bis Ende der sechziger Jahre Bestand. Von 1973 bis 1991 kristallisierten sich bei einem relativ stabilen Wahlverhalten drei Blöcke heraus: Die Mitte-Rechts-Parteien (50-55 die Mitte-Links-Parteien (30-33 %) sowie die islamistischen und nationalistischen Parteien, die von 1965 bis 1991 ihren Anteil von 8 auf 17 % verdoppelten. Die Kommunalwahlen von 1994 und die Parlamentswahlen von 1995 beendeten die Periode der drei stabilen Blöcke – nicht zuletzt, weil den traditionellen Parteien immer weniger zugetraut wurde, die drängenden wirtschaftlichen Probleme zu lösen und den schwerfälligen, stark zentralisierten Staatsapparat zu modernisieren. Die Mitte-Rechts-Parteien büßten von 1983 bis 1995 über 15 Prozentpunkte ein und landeten bei 39 %, die Mitte-Links-Parteien fielen um 7 auf 25 %, die islamistische Wohlfahrtspartei steigerte von 1983 bis 1995 ihren Stimmenanteil indessen von 4 auf 21 %. Mitte der neunziger Jahre besetzten jeweils zwei Parteien die drei traditionellen Blöcke konservativ, links und rechts/islamistisch.

Auch das Ergebnis der Wahlen vom April 1999 läßt eine eindeutige Zuweisung nach politischen Lagern nicht mehr zu. Es zeigt den nahezu dramatischen Aufstieg zweier Parteien, die noch bis zu den Wahlen als krasse Außenseiter galten. Das Verbindende zwischen dem Wahlsieger, der sich noch immer als sozialdemokratisch verstehenden DSP unter Bülent Ecevit, und der zweitstärksten Partei, der dezidiert nationalistischen MHP, die nach dem Tode ihres Gründers und jahrelangen
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charismatischen Führers Alparslan Türkeş (4.4. 1997) unter der Führung von Devlet Bahçeli ein moderateres Image angenommen hatte, war ein kemalistisch eingefärbter türkischer Nationalismus. Unter dem Gefühl, wieder „wer“ zu sein, zugleich jedoch insbesondere von den Europäern nicht angemessen gewürdigt und geschützt zu werden, vollzogen türkische Wähler unterschiedlicher Lager den nationalistischen Schulterschluß.

In einer Situation, in der die Parteien die politische Führerschaft verloren, trat nach 1993 das Militär als gestaltende Kraft wieder in den Vordergrund. Die Rolle des Militärs ist durch Geschichte und Tradition legitimiert. Sie wird auch heute noch von einer Mehrheit der Türken akzeptiert – dies um so mehr, als diese eine eher geringe Meinung von der Qualität ihrer Politiker haben. Die osmanische Staatskonzeption eines islamischen Imperiums war untrennbar mit der Existenz einer starken Armee verbunden gewesen. Später waren es die siegreichen Offiziere des Befreiungskampfes, die als Erben der jungtürkischen Bewegung, in der ebenfalls Militärs eine erhebliche Rolle gespielt hatten, zu Begründern der neuen Türkei wurden. Ein Gesetz von 1923 freilich zwang jeden Militärangehörigen, im Falle der Kandidatur für das Parlament seinen militärischen Status abzulegen. Die Generale Kemal (der spätere Atatürk) als Staatspräsident und Ismet (der später den Beinamen Inönü annahm) u. a. sind diesen Schritt gegangen. Angesichts der diffusen politischen, gesellschaftlichen und weltanschaulichen Situation in der Türkei nach 1993 sowie im Lichte der Gefährdung durch den von der militanten kurdischen PKK ausgehenden Terror hat das Militär hartnäckig an der legitimierenden Staatsideologie des Kemalismus festgehalten, als deren Gralshüter es sich fühlt.

Nachdem das Militär dreimal die Macht direkt übernahm (1960, 1971 und 1980), wurde nach 1993 der Nationale Sicherheitsrat das verfassungsmäßig legitimierte Organ, durch welches es seine Macht indirekt ausspielte. Dieser ist seit 1961 als Verfassungsorgan verankert. Heute besteht er aus den Kommandeuren der drei Teilstreitkräfte (Armee, Marine
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und Luftwaffe), der Gendarmerie und dein Generalstabschef als militärische Mitglieder sowie dem Präsidenten der Republik, dem Ministerpräsidenten, dem Innenminister, dem Verteidigungsminister und dem Aussenminister. Der Begriff der „nationalen Sicherheit“ wurde aufgeweicht durch den Begriff des „Wohls der Gemeinschaft“; ein Begriff, dessen Definition je nach vorherrschender Auffassung in der politischen Elite unterschiedliche Tragweite erlangen konnte. So wurde er letztlich Maßstab für die Definition des Staatsfeindes – bis hin zu demjenigen, der durch unbequeme Kritik die „öffentliche Ruhe“ gefährdet.

Die türkische Gesellschaft

Der revolutionäre Umbruch nach 1920 brachte für die Türkei auch eine tiefgreifende gesellschaftliche Umgestaltung. Das Reich war von einer schmalen Elite regiert worden. Eine bürgerliche Gesellschaft im europäischen Sinne hatte sich bis zu seinem Ende kaum entwickelt. Dafür fehlte auch die wirtschaftliche Grundlage. Wirtschaftliche Aktivitäten wie der Handel oder die ohnehin nur schwach entwickelte industrielle Produktion lagen überwiegend in den Händen von Nicht-Türken. Mit der Ausbildung und dem schließlieben Sieg der nationalen Bewegung waren neue Perspektiven gesellschaftlicher Entwicklung eröffnet. Die Führung ging nunmehr auf jene Kräfte über, die sich der kemalistischen Ideologie verschrieben hatten. Dabei handelte es sich im wesentlichen um ehemalige Offiziere, Angehörige der freien Berufe, Intellektuelle und lokale Notabeln, auf die sich die Kemalisten stützten, da sie die Masse der ländlichen Bevölkerung nicht zu erreichen vermochten.

Die neue Elite, die sich unter der Führung der DP nach 1950 zu formieren begann, versuchte, das kemalistische Entwicklungskonzept einer Gesellschaft anzupassen, die durch jahrhundertealte eigene kulturelle und religiöse Traditionen geprägt war. Es begann eine Auseinandersetzung zwischen einer Staatselite, die die Schlüsselpositionen in der Verwaltung
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und lange auch an den Universitäten behauptete, ihren letzten Rückhalt in der Armee hatte und sich als eigentlicher Erbe des Kemalismus verstand, mit einer bürgerlichen Führungsschicht, die für ein gemildertes und realistischeres Konzept der Modernisierung eintrat. Dieser Prozeß zieht sich gleichsam als roter Faden durch die Geschichte der Türkischen Republik seit 1945 bis in die Gegenwart. Torgut Özal, der zwischen 1983 und 1993 die Politik des Landes bestimmte, kann als der herausragende Vertreter jener „liberalen“ Elite gesehen werden.

Eines der schwerwiegenden Probleme war und ist die Bevölkerungsentwicklung. Die türkische Bevölkerung hat sich von 1923 bis 1997 von 13 auf 62,5 Mio. verfünffacht. Parallel zu diesem Wachstum hat nach dem Zweiten Weltkrieg eine Migration in die Städte der Westtürkei eingesetzt. Noch 1945 hatten erst 18 % der Bevölkerung in Städten gelebt, also in Siedlungen mit über 10000 Einwohnern; 1960 waren es 26 %, 1996 aber 70 %. Die seit 1950 verfolgte liberale Wirtschaftspolitik, die Mechanisierung der Landwirtschaft bei rasch steigender Bevölkerung und die Verbesserung im Bildungs- und Gesundheitswesen, namentlich in den Städten, sind Ursachen dieser dramatischen Bevölkerungsverschiebung. Die Stadtwanderung brachte eine Verschärfung der sozialen Spannungen mit sich. An den Rändern der Städte bildeten sich neue Quartiere, die Gecekondu („über Nacht errichtet“). Nach einem alten islamischen Rechtsgrundsatz darf keinem das einmal errichtete Dach über dem Kopf genommen werden. Mitte der neunziger Jahre lebte ein Drittel der türkischen Bevölkerung in Gecekondu.

Das städtische Leben mit seinem relativ hohen Grad der Verwestlichung stand in scharfem Kontrast zu der dörflichen Welt der Zuwanderer und führte zur Entfremdung. Entwurzelung und Entfremdung wurden in vielen Fällen zum Nährboden weltanschaulicher und politischer Radikalisierung. Städter und Migranten unterscheiden sich in ihren Wertesystemen und Konsumgewohnheiten stark. In den siebziger Jahren hatten viele Binnenmigranten die CHP von Bülent Ecevit
[91/92]

und deren Forderung nach einer „gerechten Verteilung“ unterstützt. Konkrete Hilfe kam aber nicht, und die Bewohner der Außenbezirke der Großstädte fühlten sich von den linken Parteien nicht mehr angezogen. In den neunziger Jahren versprach ihnen die RP mir ihrer Parole von der „gerechten Ordnung“ einen Ausweg aus der als ungerecht empfundenen Verteilung. Mit ihrer effizienten Basisarbeit bot die Partei der vernachlässigten städtischen Peripherie eine erneute Chance, Einfluß auf die Machtzentren zu nehmen.

Hintergrund dieser Entwicklung ist ein Grunddilemma der sozialen Situation in der Türkei: Das Gefälle zwischen dem entwickelteren Westen und dem trotz erheblicher Anstrengungen, vor allem in der Ara Turgut Özals, noch immer weithin unterentwickelten Osten. Naturgemäß berührten Atatürks Reformen den städtischen Westen tiefgreifender als den weitgehend von der Außenwelt abgeschlossenen Osten. Auch die wirtschaftliche Entwicklung hatte sich bis in die fünfziger Jahre durchaus auf den Westen konzentriert. Ein wachsendes soziales und wirtschaftliches Gefälle war die Folge.

Ein Problem stellt das reformbedürftige und schlecht ausgestaltete Erziehungswesen dar. Das zweigliedrige staatliche Erziehungswesen umfaßt die Grundschule (Klassen 1 - 5) und die Sekundarstufe (Klassen 6 - 8 Mittelstufe, Klassen 9 - 10 Lise). Zu Beginn des Schuljahres 1997/98 wurde die Pflicht, eine staatliche Schule zu besuchen, von 5 auf 8 Jahre angehoben. Damit soll der Einfloß der religiösen Privatschulen eingedämmt werden, auf welche Kinder nach der 5. Klasse häufig geschickt worden sind. Heute gibt es in der Türkei 58 staatliche Hochschulen. Sie sind von unterschiedlicher Qualität – je weiter nach Osten von um so geringerer. Im Jahre 2000 existierten zwei private Hochschulen, in Ankara und in Istanbul. Weitere sind in Vorbereitung. Ein besonderes Charakteristikum des Erziehungswesens in der Türkei ist die religiöse Erziehung. Sie wurde nach 1950 und vor allem seit den achtziger Jahren stark ausgebaut. 1997 existierten 61 Imam-Hatip-Schulen, an denen der theologische Nachwuchs ausgebildet wird; ihre 511500 Schüler im Alter von 11 - 18 Jahren ent-
[92/93]

sprachen 11 %, aller Schüler dieser Jahrgänge. Die Schulen sind vor allein für ärmere Familien eine Alternative zu den staatlichen Schulen.

Mit der wirtschaftlichen Entwicklung hat sich in der Türkei eine gesellschaftliche Differenzierung vollzogen. Trotz noch immer unübersehbarer traditioneller Züge hat sie sich in Richtung auf eine westliche, von industrieller Produktion geprägte Gesellschaft gewandelt. Einer sich kontinuierlich ausbreitenden Schicht von abhängig Arbeitenden steht an der Spitze der sozialen Skala eine Führungsschicht gegenüber, die sich aus den oberen Rängen der Bürokratie, den Managern in großen Konzernen und Holdinggesellschaften sowie den oberen Rängen des Militärs zusammensetzt. Mit der Ausweitung des Bildungssystems und der Ausdehnung freier Berufe hat sich ein Mittelstand herausgebildet. Es entstanden Berufsverbände, Arbeitgeberorganisationen und Gewerkschaften.

Auch die Stellung der Frau in der türkischen Gesellschaft steht im Spannungsfeld zwischen Vergangenheit und Gegenwart. Mit den Reformen Atatürks erhielten die Frauen die rechtliche Gleichstellung. 1924 wurde die Grundschulpflicht für Mädchen eingeführt, 1926 die Polygamie abgeschafft. Männer und Frauen wurden bei der Eheschließung und der Scheidung gleichgestellt, auch in der Erbfolge und im Fürsorgerecht. 1934 erhielten die Frauen das passive und das aktive Wahlrecht auf nationaler Ebene. Ein neuer Typus von Frau entstand, der den Frauen kaum Spielraum zur Entfaltung einer individuellen Persönlichkeit ließ: Die „nationale Frau“ stand im Dienste der neuen Republik Atatürks. Sie galt als Pionier der Moderne, Mutter ihrer Kinder und Gefährte ihres Mannes. Ermöglicht wurde ihr die Ausübung zahlreicher Berufe. Bei Ärzten, Juristen, Ingenieuren, Architekten und Apothekern hatte die Türkei noch Anfang der achtziger Jahre nach den USA und Kanada die dritthöchste Zahl weiblicher Hochschulabsolventen; Frauen stellen ein Fünftel der ordentlichen Professoren. Diese Modernisierung war auf die städtische Mittel- und Oberschicht beschränkt. Auf dem Lande dominieren weiter die alten Wertvorstellungen und Rollen-
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stereotypen; dort wurde und wird ihre Ausbildung aufgrund der doppelten Tätigkeit im Haus und auf dem Feld meist vernachlässigt Neben die „kemalistische Frau“ traten in den achtziger Jahren Frauen einer neuen feministischen Bewegung. 1993 gründeten türkische Frauenrechtlerinnen in Istanbul die Organisation Frauen für die Menschenrechte der Frauen. Die Organisation richtete in Gecekondus Selbsthilfegruppen und Rechtskurse ein. Feministische Gruppen erreichten, daß frauenfeindliche Gesetze geändert wurden: Etwa, daß Verheiratete nicht mehr die Einwilligung des Ehemanns benötigen, um außerhalb des Hauses zu arbeiten. Neben die „nationale Frau“ tritt mehr und mehr die „islamistische Frau“.

Die am Beispiel der Frau zu konstatierende Ambivalenz wird in der Geltung der Menschenrechte insgesamt reflektiert. Der Europäischen Menschenrechtskonvention ist die Türkei 1934 beigetreten. Artikel 17 der Verfassung von 1982 verbietet die Folter. Seit 1988 ist die Türkei Mitglied der Anti-Folter-Konvention der Vereinten Nationen und des Europarats. Anwendbar wurde die Europäische Menschenrechtskonvention, als die Türkei 1987 die Rechtsprechung der Europäischen Kommission für Menschenrechte und damit das Recht auf Individualbeschwerde anerkannte. Seit dem 16. 12. 1989 erkennt die Türkei auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte an. Wenn der rechtliche Rahmen als befriedigend gelten kann, so gilt dies nicht für die tatsächliche Lage der Menschenrechte. Die gravierendsten Verstöße, die auch in der türkischen Öffentlichkeit diskutiert werden, sind Folter und Mißhandlung in Polizeigewahrsam, die unaufgeklärten Todesfälle sowie das „Verschwinden“ von Personen.

Eine beachtliche Entwicklung haben die türkischen Medien in den letzten Jahren genommen. Sie haben nicht wenig zur weiteren Ausprägung der Zivilgesellschaft beigetragen. Und auch mit Blick auf die negativen Seiten der türkischen Politik und Gesellschaft kommt ihnen eine in wachsendem Maße aufklärende Rolle zu. Grundlegend haben sich in den neunziger Jahren die elektronischen Medien verändert. 1990 nahm
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der erste private Fernsehkanal seine Sendungen von Deutschland aus in die Türkei auf. 1992 folgten weitere Stationen. Unter dem Druck der Wirklichkeit änderte das Parlament 1993 die Verfassung und hob das Rundfunkmonopol auf. Neben der öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalt TRT ('I'ürkiye Radyo ve Televizvon Kurumu) haben sich bis zum Jahre 2000 16 landesweite private Fernsehsender und über 30 landesweite Radiostationen etabliert. Ergänzt werden sie von über 350 regionalen und lokalen privaten Fernseh- und 1500 Radiostationen.

Die Rolle des Islam

Die Religion der großen Mehrheit der Türken ist der sunnitische Islam. Etwa 20 - 25 % gehören dem Alevitentum an, einer eher dem schiitischen Islam nahestehenden Sonderentwicklung. Christen und Juden stellen verschwindend kleine Minderheiten mit abnehmendem Anteil an der Gesamtbevölkerung dar. Ähnlich wie bei den Aleviten vermischen sich bei den Resten der Yeziden zahlreiche Religionen und Kulte, die durch die lange Geschichte hindurch auf anatolischem Boden praktiziert wurden.

Der Islam wurde im siebten Jahrhundert durch den Propheten Mohammed (570 - 632) gegründet. Grundlage des Glaubens sowie des kultischen, individuellen und gesellschaftlichen Lebens des Muslims ist der Koran; er wird durch Aussagen und Handlungen des Propheten ergänzt, die durch eine glaubhafte Überlieferung aus der unmittelbaren Nähe Mohammeds berichtet werden (Sunna: türk. Sünnet). Mittelpunkt des Glaubens ist die absolute Einheit Gottes (Allah), den der Muslim im Glaubensbekenntnis bezeugt (Shahâda; türk. Şehadet) und dem er sich unterwirft (Islâm).

Die Türken nahmen den Islam erst im 10. Jahrhundert freiwillig an. Bis dahin hatten die muslimischen Waffen in diversen Feldzügen die Islamisierung der Türken kaum vorantreiben können. Für die Geschichte der Türken aber und der islamischen Welt sollte die Verbindung des Islam und der
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Türken herausragende Bedeutung haben. Mit der Eroberung Bagdads, des Sitzes des abbasidischen Kalifats, durch den Seldschukensultan Tugril Beg im Jahre 1055 übernahmen die Türken eine Führungsrolle in der islamischen Welt, die nahezu ein Jahrtausend dauern sollte. Sie wurde gleichsam formalisiert, als mit der Eroberung Kairos durch Sultan Selim (1517) das Kalifat – nunmehr im Hause Osman – wieder auferstand. Vor diesem Hintergrund und im Lichte der symbolischen Bedeutung der Institution des Kalifats als „islamischer Ordnung“ in der Wahrnehmung zahlreicher Muslime kann ermessen werden, eine wie weitreichende Bedeutung für das Selbstverständnis der Muslime die Abschaffung des Kalifats durch Mustafa Kanal im März 1924 gehabt hat. Für zahlreiche Muslime war dies nicht nur ein Schlag gegen eine politische Ordnung, sondern gegen „den Islam“ schlechthin.

Tatsächlich waren die Kemalisten der Überzeugung gewesen, daß es gelingen würde, den Islam aus dem Erscheinungsbild der Türkei zurückzudrängen und ihn ausschließlich in die Sphäre der persönlichen Religiosität zu verbannen. Bereits Ende der vierziger Jahre freilich hatte sich angedeutet, daß dies eine zu rationale, zu europäische Vorstellung von der Türkei war.

Mit der Gründung der Republik sollte die staatliche Verwaltung nach dem Willen der Kemalisten auch für die Pflege der Religion zuständig sein. Zentrale Institution wurde das Diyanet Işleri Reisliği (Präsidium für religiöse Angelegenheiten, kurz: Diynanet). Ihm oblagen und obliegen die Überwachung der religiösen Literatur und die Verwaltung der geistlichen Ämter. 1925 wurden die Konvente und Mausoleen der machtvollen Derwischorden als „Horte der Reaktion“ geschlossen.

Lediglich in ihren frühen Jahren hat die Türkische Republik konsequent das Prinzip des Laizismus angewandt, hat sie streng auf einer Trennung von Religion und Politik bestanden. In ihrem „Laizismus" schufen die Staatsgründer eine Ideologie, die die Religion völlig aus dem öffentlichen leben ausschloß. Mit der Einführung des Mehrparteiensystems be-
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gannen Politiker die Religion für ihre Ziele zu instrumentalisieren. Der Religionsunterricht wurde wieder zugelassen, zunächst nur wahlweise an den Grundschulen; unter den Militärs im Jahre 1982 sogar obligatorisch an allen Schularten. Noch vor dem erdrutschartigen Wahlsieg der DP im Jahre 1950 wurde 1949 in Ankara eine neue theologische Fakultät eröffnet. Korankurse, wenn auch staatlich organisiert und kontrolliert, erhielten Zulauf, ein intensiver Neubau von Moscheen setzte ein, verfallende Moscheen wurden restauriert.

Die Generäle setzten den Islam nach ihrem Putsch von 1980 gezielt ein, um die Linke zurückzudrängen. Als sie 1983 abtraten, gelang es dem neuen Premierminister Turgut Özal, der selbst dem Orden der Nakşibendi angehörte, die religiösen Stimmen nahezu geschlossen an sich zu binden. Zu den meisten Bruderschaften unterhielt er gute Kontakte; in seiner „Mutterlandspartei“ waren die – gemäßigten – Islamisten lange Zeit stärker als der liberale Flügel. Von 1983-1991 übernahmen sie in der staatlichen Bürokratie zahlreiche Stellen, vor allem in den Ministerien für Erziehung und Inneres sowie im Planungsamt. Die Bruderschaften (Tarikat) und Gemeinschaften (Cemaat) begannen, Zeitungen zu gründen, Schulen zu führen und Unternehmen zu betreiben. Auch die marktwirtschaftliche Öffnung begünstigte die „Islamisierung“. Wo der Staat dem gestiegenen Bedarf an Sozialpolitik aufgrund seiner leeren Kassen nicht mehr nachkommen konnte, füllten islamische Selbsthilfegruppen die Lücke. Daneben schließlich banden seit den achtziger Jahren auch die Medien die frommen Muslime in die bestehende Ordnung ein. In den achtziger Jahren konnte somit eine neue Generation von säkularen, aber auch urbanen religiösen Intellektuellen heranwachsen. Islamische Intellektuelle begannen erstmals, sich zu Fragen der politischen Ordnung zu äußern; einige von ihnen zählen heute zu den meistgelesenen Theoretikern der Türkei. Zeitungen und Zeitschriften mit islamischem Profil etablierten sich, auch Fernsehkanäle und Radiostationen. Es entstand ein islamischer Literaturbetrieb mit eigenen Verlagen und Vertriebswegen.
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Der Islam in der Türkei stellt sich in drei Varianten dar: dem Staatsislam, dem Volksislam sowie dem politischen Islam (Islamismus). Die erste Variante ist vor allem durch die Religionsbehörde geprägt, auf die schon hingewiesen wurde. Das Diyanet war bis 1950 mit wenig Personal ausgestattet und hatte lediglich den Koran und einige religiöse Grundlagenwerke herausgegeben. Seither wuchs das Amt zu einer komplexen Behörde: Es beschäftigt 88 000 Angestellte – Vorbeter (Imam), Prediger (Hatip), Gebetsrufer (Müezzin) und islamische Rechtsgelehrte (Müftü). Ihm unterstehen über 70 000 Moscheen, die von der „Generaldirektion für Stiftungen“ unterhalten werden.

Das öffiziöse Konzept einer türkisch-islamischen Synthese (Türk-islam sentezi) sucht eine Verbindung von Türkentum und Islam, Staat und Religion herzustellen. Ihre Ideologen und Wortführer, der Intellektuellenclub (Aydınlar ocaği), ha​ben sich seit den siebziger Jahren in Gestaltung und Ausführung von Verfassung und Gesetzgebung eingeschaltet. Haupt​anliegen des „Clubs" war es, salopp formuliert, „2500 Jahre (!) Türkentum, 1000 Jahre Islam und (nur) 150 Jahre westlichen Denkens in der nationalen Kultur der Gegenwart auf der Basis der einmaligen Verbindung aus Türkentum und Islam“ zur Synthese zu bringen. Dieses Anliegen wurde sowohl von einer nationalistischen wie einer islamischen Klientel verinnerlicht, die den Grundkonflikt zwischen gesteigertem türkischen Nationalbewußtsein und islamischer Identitätskrise bis dahin nicht zu lösen vermocht hatte.

Dem orthodoxen sunnitischen Islam gegenüber hat sich in der gesamten islamischen Welt ein Volksislam entwickelt, der überwiegend die einfachen Gläubigen anspricht. Er organisiert sich in Bruderschaften und nimmt Elemente des Heiligenkults auf, aber auch der Mystik und des Aberglaubens. Den Bruderschaften liegt die Einstellung zugrunde, daß der Mensch Gott erkennen und zeitweise zu einer Einheit mit ihm gelangen kann. Der mystische Lehrer, der an der Spitze einer Bruderschaft steht, führt seine Anhänger auf den Weg dieser Gotteskenntnis. 1924 wurde nicht nur das Kalifat beseitigt;
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auch die Bruderschaften wurden abgeschafft. Im Zeichen der einsetzenden Liberalisierung nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges kamen sie wieder zum Vorschein. An der Spitze eines der einflußreichsten Orden steht Fethullah Gülen, der 1938 in der nordostanatolischen Staat Erzurum geboren wurde. Der „türkische Islam“, den er vertritt, soll, in Fortsetzung des Osmanischen Reiches, gegenüber nichtislamischen Religionen tolerant und gegenüber den Wissenschaften aufgeschlossen sein. Gülen strebt nach einer Einheit zwischen den Traditionen der lokalen Religiosität und den Anforderungen der Moderne. In seinem Imperium nehmen daher die privaten Schulen eine zentrale Stellung ein. Daneben sind die Medien eine zweite Säule der Aktivitäten Gülens.

Die dritte Facette des Islam in der Türkei ist der politische Islam. Bis in die sechziger Jahre hatte der türkische Islam keinen Anspruch auf einen Platz auf der politischen Bühne erhoben. Dies änderte sich mit Mehmet Zahid Kotku (1897-1980), einem Scheich der Bruderschaft der Nakşibendi. Er begann in den sechziger Jahren in Istanbul, einen Kreis politisch motivierter Studenten um sich zu scharen, verließ den „kulturellen Islam“ der türkischen Konservativen und entwickelte einen „politischen Islam“. Zu seinen Studenten gehörten Necmettin Erbakan und Torgut Özal. Auf Anregung Kotkos gründete Erbakan 1970 die erste islamistische Partei der Türkei.

Aufgrund der zwei Phasen ihrer Geschichte - Herkunft aus einer politisierten Bruderschaft, Wählerzuwachs durch die rasche Urbanisierung – besteht die islamistische Partei aus zwei Generationen, die ein unterschiedliches Politikverständnis vertreten. Die erste, traditionalistische Generation stammt überwiegend aus der anatolischen Provinz und ist in den hierarchischen Strukturen der Bruderschaft der Nakşibendi verwurzelt. Eine Änderung trat ein, als während der Urbanisierung der achtziger Jahre die erste Generation um eine junge, modernistische ergänzt wurde, die nicht mehr in Bruderschaften eingebunden ist. Die RP trat jetzt moderner auf als ihre Vorgängerparteien. Themen wie Wirtschaft und Soziales, Verwaltung
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und Management ersetzten religiöse Diskurse und theologische Fragestellungen. Erst der modernistische Flügel ermöglichte der Partei, ihren Stimmenanteil von 1987 bis 1995 zu verdreifachen. Die Früchte dieser Strategie konnte sie 1994 (Sieg bei den Lokalwahlen) und 1996 (Übernahme der Regierungsverantwortung) ernten.

Anders als in anderen islamischen Ländern, etwa Algerien oder Ägypten, ist islamisch motivierte Gewalt, die das islamische Gesetz (Şeriat) mit Waffen durchzusetzen sucht, noch kein verbreitetes Phänomen. Eine Bedrohung geht jedoch von zwei militanten Bewegungen aus: der Front der Soldaten des islamischen Großen Ostens (Islami Büyük Dogza Akıncılar – Cepbe, IBDA-C) und der türkischen Hizbollah. Beide sind in der ersten Hälfte der neunziger Jahre für eine Reihe von Terroranschlägen verantwortlich: IBDA-C in westlichen Großstädten, Hizbollah im kurdischen Südosten. IBDA-C ist aus einer kurdischen Umgebung hervorgegangen und hat einen großen föderativen islamischen Staat propagiert. Viele Anhänger der Hizbollah rekrutierten sich indessen aus islamistischen kurdischen Kreisen, die mit der Unterstützung der Sicherheitsorgane den „linken“ kurdischen Separatismus bekämpfen sollten. Ende 1999 begannen die Sicherheitskräfte selbst, gegen die Hizbollah vorzugehen. In wenigen Wochen wurden Dutzende von Leichen ermordeter Journalisten, Intellektueller, Wirtschaftsvertreter etc. entdeckt. „Kurden“, „Linke“, „Liberale“ und „Unterstützer der PKK“ waren die Kriterien, nach denen sie als Opfer ausgesucht zu sein schienen.

So tritt der Islam heute in der Türkei in vielfältigen Varianten auf. Keine Gruppe, Bewegung oder Partei verfügt über ein Monopol. Hatten die diversen islamistischen Parteigründungen, die sich mit dem Namen Necmettin Erbakan verbinden, früher sozialen Protest in der Sprache des Islam zu artikulieren versucht, so hat die islamische Bewegung in den neunziger Jahren in der Auseinandersetzung mit der türkischen Gesellschaft an Breite zugenommen. Bis in die siebziger Jahre noch ausgeschlossen oder zumindest marginalisiert, wurde sie in den achtziger Jahren ins Zentrum der türkischen Politik eingelas-
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sen – nicht zuletzt in der Erwartung, daß dies zur Stabilisierung des Systems beitrage. Inwieweit sie zu einem integralen Bestandteil der türkischen Demokratie werden könnte, ist eine der großen Fragen an die Türkei mit Blick auf die Zukunft.

Eine multikulturelle Gesellschaft?

Ein bestimmender Wesenszug „des Türken“ als Individuum sowie „der Türkei“ als Staat ist der Nationalismus. „Ne mustlu Türküm diyene“ – Wie erhaben ist es zu sagen: Ich bin ein Türke – dieses Zitat schmückt landauf, landab die türkischen Städte und Dörfer. Mit dem nachdrücklichen Bekenntnis zum Türkentum wollten die Staatsgründer ausdrücken, daß die Türken nach dem Niedergang des multiethnischen Osmanischen Reiches zu einer klaren Selbstidentifikation gefunden hatten. Ihre Nation, verkörpert in dem neuen Staat, der Türkischen Republik, sollte in jedem Türken jene Dynamik entfachen, die anderen europäischen Nationen zu ihrer Stärke sowie ihrer geistigen und materiellen Entwicklung verholfen hatte. Wie der Laizismus, die Trennung von Religion und Gesellschaft, sollte der Nationalismus in den Dienst der Modernisierung gestellt werden.

Tatsächlich gehörten die Türken als die Herren im Reich zu den letzten, die zur „Nation“ fanden. Seit Beginn des 19. Jahrhunderts hatten sich christliche „Nationen“ aus dem Reich gelöst. Die Türken (wie die Kurden, mit denen die Türken in Anatolien zusammenlebten, auch) besaßen demgegenüber bis zur kemalistischen Revolution nicht einmal eine einheitliche Bezeichnung von sich selbst. Als Osmanlı, das heißt Osmanen, bezeichneten sich die Eliten in den Städten und die Feudalherren. Nur langsam und unter ausländischem Einfluß entdeckten die Türken gegen Ende des Jahrhunderts ihre „nationale“ Identität. Erst nachdem die kemalistische Revolution der türkischen Nation ihren politischen Ausdruck gegeben hatte, sollte sich das ganze „Volk“ selbst als „Türke“ bezeichnen Dies aber sollte nunmehr für alle „Muslime“ Anatoliens gelten: Türken und Kurden.
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Die Türkei wird heute von ihrer Geschichte eingeholt So ist zum einen der Islam wieder zu einem Faktor gesellschaftlicher und politischer Entwicklung geworden. Daneben ist zum anderen der durch Jahrhunderte gegebene multiethnische und multikulturelle Charakter Anatoliens wieder zutage getreten. Die Türkei kann nicht länger als Staat ausschließlich der Türken (ggf. sunnitischer Religion) verstanden werden. Kurden und Aleviten suchen einen sichtbaren Platz in vier Gesellschaft des Landes. Die Tatsache, daß ihnen dieser lange verweigert wurde, hat zu Konflikten geführt, die begonnen haben, das Gesicht der Türkei zu verändern.

Die Entwicklungen der letzten Jahre haben deutlich gemacht, daß sich zwischen der türkischen Mehrheit und einer kurdischen Minderheit im Lande ein wachsender Graben auftut. Seit der Staatsgründung hat die türkische Staatselite systematisch zu leugnen gesucht, daß es Kurden als ein ethnisch, sprachlich und kulturell eigenständiges Volk auf dem Gebiet des neuen Staates gibt Mit zum Teil kuriosen Argumenten wurde die Tatsache weggeredet, daß innerhalb der türkischen Staatsgrenzen Millionen von Menschen leben, deren Muttersprache nicht das Türkische ist und deren kulturelle Traditionen eigene Wurzeln haben.

In der Tat hat es bis zum Beginn dieses Jahrhunderts für die osmanische Staatsführung ein „Kurdenproblem“ kaum gegeben. Im Lichte historischer Quellen zieht erst die Revolution von 1908 die Kurden ins politische Leben des ausgehenden Osmanischen Reiches hinein: Kurdische Zeitungen, Zeitschriften, Clubs beginnen wie Pilze aus dem Boden zu schießen. Dabei traten nur am Rande kurdisch-nationalistische Organisationen für einen separatistischen kurdischen Nationalismus ein. Den Alliierten erschienen die Kurden während des Ersten Weltkrieges aufgrund ihrer Beteiligung an den Vernichtungsmaßnahmen gegen die Armenier als nicht befreiungsbedürftig. Erst die Rede des britischen Premierministers Lloyd George vom 18. 11. 1918 vor dem Unterhaus zählte nunmehr auch die Kurden unter den Völkern auf, deren Befreiung vom türkischen Joch sich die britische Orientpolitik als vornehmstes
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Ziel gesetzt habe. Britische Vorstellungen fanden im Vertrag von Sèvres ihren Niederschlag: Auf dem Boden Anatoliens sollte neben Teilen eines armenischen Staates südlich seiner Grenze und nördlich der mesopotamisch-(später irakisch)-syrischen sowie östlich einer noch festzulegenden türkischen Grenze ein kurdisches Territorium eingerichtet werden, dem binnen Jahresfrist ein autonomer, unter bestimmten Bedingungen sogar unabhängiger Status eingeräumt werden sollte. Die Bemühungen schlugen fehl, denn die breite Masse des kurdischen Volkes war sich mehr ihrer Zugehörigkeit zum Islam als eines nationalen Daseins bewußt. Sie blieben Untertanen des Sultans und Kalifen in Istanbul, der noch immer die Existenz eines islamischen Staatswesens, nicht eines türkischen Nationalstaates, manifestierte. Mustafa Kemal hat diese Stimmung bei der Mobilisierung zum Befreiungskampf geschickt ausgenutzt. Tatsächlich gab es damals noch keine „kurdische Frage“. Mustafa Kemal hatte keine Schwierigkeiten, seine Autorität in den kurdischen Landesteilen durchzusetzen. Türken und Kurden führten den „Befreiungskampf“ gegen den gemeinsamen Feind zunächst noch wesentlich im Zeichen der Erhaltung einer islamisch legitimierten Herrschaft über die Türkei.

Erst die Jahre 1923/24 markierten die Wasserscheide, an der sich Türken und Kurden ausein-anderzuleben begannen. In den die Minderheiten betreffenden Klauseln des Lausanner Vertrages fanden sich ausdrücklich nur noch die nicht-muslimischen religiösen Minderheiten berücksichtigt. Der Vertrag garantierte allen türkischen Staatsbürgern Religions- und Meinungsfreiheit sowie die Gleichheit ohne Unterschied der Religion vor dem Gesetz. Weiterhin sicherte Artikel 39 allen türkischen Staatsbürgern den ungehinderten Gebrauch nichttürkischer Sprachen im privaten und öffentlichen Verkehr zu. Nicht-turksprachigen Staatsbürgern sollten angemessene Erleichterungen beim mündlichen Gebrauch ihrer Sprache vor Gericht gewährt werden. Hierbei handelte es sich um die einzige Stelle im Vertragstext, die auch auf die Kurden bezogen werden konnte, welche aber namentlich nicht erwähnt wurden.
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Im Jahre 1922 war unter der Bezeichnung Gesellschaft zur Befreiuug der Kurden (Kürt istiklal cemiyeti) eine Organisation gegründet worden, in der sich ehemalige kurdische Offiziere, Scheichs, Stammesführer und einige städtische Notabeln aus dein Osten des Landes zusammentanden. 1923 umbenannt in Jimiyata Azadiya Kurd, kurz Azadî (Freiheit), bereitete diese Organisation einen allgemeinen Aufstand in den ostanatolischen Provinzen der Türkei vor. Als prominenten und einflußreichen Anführer hatte Azadî Scheich Said aus Palu für ihre Sache gewinnen können. Der Aufstand, der am 13. 12.1925 ausbrach, konnte relativ leicht von der türkischen Armee niedergeschlagen werden.

Auf der Suche nach den Motiven für den Aufstand wird man neben religiösen auch politische und wirtschaftliche Faktoren finden. Die 1923 eingeleiteten Reformen mußten sich tiefgreifend auf die kurdische Gesellschaft im Osten Anatoliens auswirken. Wie stark aber waren die nationalistischen Motive des Aufstandes? Während sie für die Masse der Aufständischen eine untergeordnete Rolle gespielt haben dürften, dachten seine Planer eindeutig in nationalistischen Kategorien. Sie kleideten ihr Anliegen vor allem aus pragmatischen Motiven in ein religiöses Gewand. Der türkische Staat reagierte mit harter Hand. Die Politik der Türkifizierung im kurdischen Anatolien wurde forciert; die Macht in Ankara zentralisiert.

Die militärische Auseinandersetzung war begleitet von anderen Maßnahmen, die darauf gerichtet waren, ein kurdisches Volkstum zu vernichten. Dazu gehörten Deportationen aus den kurdischen Regionen und die Ansiedlung von Türken ebendort sowie die Verbreitung der türkischen Sprache im Südosten, die Einführung von türkischen Familiennamen und die Türkisierung der Ortsnamen. Für ein halbes Jahrhundert ab 1938 sollte ein „kurdisches Problem“ für die türkische Staatsführung nicht mehr bestehen. Die Kraft der Kurden, sich zu erheben, war erschöpft; viele wanderten seit Beginn der sechziger -Jahre in die Städte im Westen des Landes ab, um dort mit der einsetzenden Industrialisierung ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Auf der anderen Seite bot der türkische
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Staat kurdischstämmigen Bürgern die Chance des Aufstiegs in allen Bereichen von Staat, Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur usw., wenn sie bereit waren, sich vollständig Zu assimilieren und ihre kurdische Identität aufzugehen. Kurden und Türken wurden ununterscheidbar. Zugleich wurden kurdische Gesellschaftsstrukturen in das politische Leben des Staates eingebunden: Die Stammesführer, Clanchefs und Großgrundbesitzer (Ağa) wurden Vertreter der politischen Parteien. Sie saßen als Abgeordnete im Parlament in Ankara, repräsentierten den türkischen Staat „im Osten" und stellten sicher, daß das Stammesvolk „richtig“ wählte. Dafür akzeptierte der Staat die bestehenden Herrschafts- und Besitzverhältnisse.

Als am 15. 8. 1984 eine bis dahin kaum bekannte Gruppe aus dem extremistischen linken Parteienspektrum bei einem Anschlag im Südosten der Türkei zwei türkische Soldaten ermordete, war wohl kaum einem bewußt, daß hier ein neues Kapitel der kurdischen Frage aufgeschlagen worden war. Die Kurdische Arbeiterpartei (PKK) war 1978 im Rahmen der Revolutionären Kulturvereinigung des Ostens gegründet worden. Ziel der Aktivitäten der Gruppe waren die Abschaffung der feudalen Verhältnisse in Kurdistan und die Gründung einer unabhängigen sozialistischen Kurdenrepublik mit der Hauptstadt Diyarbakir. Ein Teil der PKK-Führung hatte sich vor den Verhaftungen nach dem September 1980 ins Ausland absetzen können. Abdullah Öcalan, der Gründer und bis zu seiner Festsetzung im Februar 1999 nahezu unbestrittene Führer der Organisation, begab sich nach Syrien und dem Libanon. Zur Finanzierung der Partei ging man verstärkt zu Drogenhandel und -schmuggel sowie zur Eintreibung von Abgaben unter den aus der Türkei stammenden Kurden in Europa über. Ende der achtziger Jahre erweiterte die PKK ihre terroristischen Aktivitäten in eine systematische Guerillatätigkeit. Auf der anderen Seite eskalierten auch die Übergriffe der türkischen Sicherheitskräfte, die ihrerseits zunehmend flächendeckend Repressalien ausübten. Dies, die Ermordung Unbeteiligter und schließlich die Ausweisung von Personen aus der Region, die Evakuierung von Dörfern und die Zerstörung von Ortschaf-
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ten, denen die Unterstützung der PKK nachgesagt wurde, führten mit den Jahren zu einer zunehmenden Identifizierung immer breiterer Teile der kurdischen Bevölkerung im Osten und Südosten des Landes mit den Kämpfern in den Bergen.

Die terroristische Herausforderung des türkischen Staates im Namen der „kurdischen Frage“ hat die politische Klasse des Landes gezwungen, die Tabu-Schwelle deutlich zu senken. Es war Torgut Özal, der die Wirklichkeit beim Namen nannte. Als Hunderttausende von Kurden nach Abschluß des zweiten Golfkrieges im März 1991 von den Republikanischen Garden des irakischen Diktators Saddam Husain an und über die türkischen Grenzen getrieben wurden und von der Türkei aus versorgt werden mußten, setzte er eine Diskussion über das Kurden-Problem im eigenen Land in Gang. Am 12.4. 1991 wurde im Zusammenhang mit der Verabschiedung des „Antiterrorgesetzes“ das Sprachenverbot abgeschafft. Eine Hinterlassenschaft der Generäle, hatte es die Benutzung aller Sprachen verboten, die nicht Amtssprache eines von der Türkei anerkannten Staates waren. Überflüssig zu sagen, daß vor allem das Kurdische betroffen war, das in keinem Land erste Amtssprache ist.

Der Tod Özals im April 1993 bedeutete auch mit Blick auf die kurdische Frage einen Rückschlag. Die militärische Repression begann zu eskalieren. Die Entscheidung, im März 1995 in der kurdischen Schutzzone im Irak zu intervenieren, um die dortigen PKK-Stellungen und -Stützpunkte zu zerstören, war nur die logische Schlußfolgerung dieser Eskalation. Ein weiterer schwerer Fehler war die Verfolgung von kurdischen Angehörigen des Parlaments in Ankara. Im Juli 1990 gründete sich die Volksarbeitspartei (Halkas Ersek Partisi, HEP), deren Kern aus der Sozialdemokratischen Volkspartei (SHP) ausgeschlossene bzw. ausgetretene kurdische Parlamentarier bildeten. Der wachsenden Frustration über die Regierungspolitik und der sich verschärfenden Polarisierung zwischen Türken und Kurden fiel die Partei schließlich zum Opfer. Immer unverhohlener ließen Abgeordnete der Partei Sympathie und Verständnis für den Kampf der PKK erken-
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nen. Am 14.7. 1993 verbot das Verfassungsgericht die HEI' wegen „separatistischer Propaganda". Auch die Nachfolgeorganisation Demokratie-Partei (Demokrasi Partisi, DFP) war kurzlebig. Anfang Mai 1994 beschloß das Parlament, die Immunität der Dh:P-Abgeordneten aufzuheben. Am 16.6. wurde die Partei verboten. Einigen Abgeordneten gelang die Flucht nach Europa; acht andere wurden in einem Prozeß, der im Ausland mit großem Interesse verfolgt wurde, am 8. 12. zu hohen Freiheitsstrafen verurteilt. Mittlerweile freilich hatte sich eine neue kurdische Partei, die Volksdemokratie-Partei (Halkas Demokrasi Partisi, HADEP) konstituiert und am 26.6. ihren ersten Kongreß abgehalten.

Die kurdische Frage hat die türkische Gesellschaft zutiefst vergiftet und gespalten. Die Einsicht, dass der Konflikt eine Gefahr für die Stabilität des Landes darstellt, die wirtschaftliche Entwicklung behindert und die Türkei zu isolieren droht, ist weit verbreitet. Nicht nur Menschenrechtsgruppen malmen eine politische Lösung an. Auch aus Teilen der türkischen Wirtschaft kommt Kritik; und türkische Zeitungen und Zeitschriften kritisieren die Regierungspolitik. Sie fordern eine politische Lösung durch eine radikale Demokratisierung von Staat und Gesellschaft.

Am 16.2.1999 gelang es nach einer internationalen Verfolgungsjagd – im Oktober 1998 hatte er auf türkischen Druck hin Syrien den Rücken kehren müssen –, PKK-Chef Abdullah Öcalan nach Verlassen der griechischen Botschaft in Nairobi zu fangen und in die Türkei zu verbringen. Dort gingen die Wogen des Nationalismus hoch; Regierung, Militärs, Medien und weiteste Teile der Offentlichkeit waren überzeugt, daß damit die PKK auch militärisch besiegt sei. Der Prozeß gegen den Kurdenführer im Juni 1999 verlief fairer und rechtsstaatlicher als dies zunächst befürchtet worden war. Zwar endete er erwartungsgemäß mit einem Todesurteil, doch wurde seine Vollstreckung ausgesetzt. Hier und da war sogar zu hören, Ankara werde das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte anerkennen, den die Anwälte Öcalans angerufen hatten.
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Ursache für diese überraschende Flexibilität war nicht allein der erhebliche internationale Druck, von der Hinrichtung Öcalans Abstand zu nehmen. Dieser selbst machte vielmehr seinen zunächst noch ungebrochenen Eintluß auf die PKK geltend, die Kämpfer zur Niederlegung der Waffen und zur Annahme einer Friedensstrategie zu bewegen. Mit erstaunlicher Disziplin ist die Organisation Öcalan darin gefolgt; im Februar 2000 hat ihre Führung noch einmal ausdrücklich den neuen Kurs bestätigt. Zum Jahresbeginn 2001 ist unklar, ob sich die türkische Staatselite auf die historische Aufgabe einläßt, die Kurdenfrage politisch zu lösen. Die Signale sind widersprüchlich. Das Verbotsverfahren gegen die kurdische HADEP blieb anhängig; und um die Anregung von Außenminister Ismael Cem schließlich, den Gebrauch der kurdischen Sprache zuzulassen, ist es schnell wieder ruhig geworden. Vor diesem Hintergrund lassen Meldungen aufhorchen, daß militante Elemente in der PKK den Kampf fortsetzen könnten.

Von der weit überwiegenden Mehrheit der Kurden wird die Lösung der kurdischen Frage im Rahmen der Türkei angestrebt. Tatsächlich konnte und kann ein „Kurdenstaat“ kein realistisches Konzept für eine Lösung der kurdischen Frage sein. Nicht nur, weil er in der ganzen Region auf entschlossenen Widerstand stößt und international kaum Unterstützung erfährt Vielmehr haben sich durch die Wanderungsbewegungen der letzten Jahrzehnte Türken und Kurden zunehmend vermischt. Das gilt im besonderen für die großen Städte im Westen des Landes wie Istanbul oder Izmir, aber auch für Ankara und Adana. Zwar gibt es naturgemäß keine verläßlichen Zahlen. Verbreitete Schätzungen aber besagen, daß mindestens die Hälfte aller Kurden in der Türkei (ca. 12-15 Mio.) außerhalb der Kundenprovinzen im Osten und Südosten des Landes lebt. Die Anerkennung kultureller Rechte für die Kurden bzw. die Schaffung föderaler Strukturen wären Schritte, mit denen sich realistisch der Anspruch einer wachsenden Zahl von Kurden, eine eigene Identität zu demonstrieren, mit dem Anspruch des türkischen Staates auf Wahrung seiner territorialen Integrität verbinden ließe.
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Gewalttätige Ereignisse in den neunziger Jahren haben offenkundig werden lassen, daß die türkische Gesellschaft durch eine weitere Verwerfung gekennzeichnet ist: zwischen radikalen Sunniten auf der einen und Angehörigen der alevitischen Glaubensgemeinschaft auf der anderen Seite, die durchweg politisch dem kemalistisch-laizistischen, ja linken Lager zuzurechnen sind.

Die Aleviten bilden nach den sunnitischen Muslimen die zahlenmäßig größte Religionsgemeinschaft. jeder fünfte Bewohner der Türkei bekennt sich zum Alevitentum. Aleviten leben über das ganze Land verteilt, doch liegen die Siedlungsschwerpunkte im Osten Zentralanatoliens. Das Alevitentum ist das Ergebnis einer religionsgeschichtlichen Entwicklung. Deutlich sind christliche und gnostische Schichten in der alevitischen Religion zu erkennen. Am auffallendsten aber sind zugleich radikal schiitische Züge, die in der Vergöttlichung Alis gipfeln, des Vetters und Schwiegersohns des Propheten Mohammed.

Das Alevitentum war im 13. Jahrhundert in Anatolien als die Volksreligion der ländlichen Bevölkerung und der nomadisierenden Turkmenenstämme entstanden. Geprägt ist es von den Bruderschaften, die mit ihrer volkstümlichen Mystik und Wanderderwischen den religiösen Grundbedürfnissen der einfachen Bevölkerung mehr entgegenkamen als der orthodoxe Islam mit seiner Gesetzestreue und Schriftgläubigkeit. Eng waren zunächst die religiösen und politischen Beziehungen zum Orden der – iranischen – Safawiden. Nach der Niederlage des safawidischen Schahs Ismail gegen die Osmanen bei Çaldiran im Jahre 1514 fand die Mehrheit der anatolischen Aleviten eine neue geistige Leitung im Orden des Mystikers Haci Bektaş Veli, den Bektaşis. Dieser Orden war im 13. Jahrhundert von dem aus Khorasan (im heutigen Nordost-Iran) stammenden Haci Bektaş gegründet worden und hatte sich über ganz Anatolien ausgebreitet.

Die Aleviten ignorieren die „Fünf Säulen“ des Islam. Den Koran legen sie nicht nach den Buchstaben aus, sondern deuten ihn mystisch. An die Stelle der Einheit Gottes setzen sie
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die Trinität Allah-Ali-Mohanuned. Der Mensch, der im Zentrum ihrer Frömmigkeit steht, soll nicht Sklave Gottes sein, sondern seine vollkommene Schöpfung, die autonom und selbstverantwortlich handelt. Sie beten nicht in einer Moschee, sondern treffen sich zu kultischen Handlungen in einem Gemeindehaus (Cemevi), Männer und Frauen nehmen daran gleichberechtigt teil. Kaltelemente sind religiös inspirierte Gedichte und rituelle Tänze. In der osmanischen Epoche galten die Aleviten als „Häretiker“, sie wurden marginalisiert, ja verfolgt.

Die Republik Türkei brachte den Aleviten innerhalb des laizistischen Systems Glaubensfreiheit und die Anerkennung als gleichberechtigte Bürger. Atatürk hob Institutionen wie die Şeriat-Gerichte auf, die für die Verfolgung der Aleviten mitverantwortlich waren. Andererseits freilich traf das 1925 von Atatürk verhängte Verbot der Bruderschatten und deren Klöster auch die Aleviten: Es wurden ihnen ihre wichtigsten Versammlungsorte genommen. Dieses hatte um so nachhaltigere negative Auswirkungen, als sie über keine anderen institutionalisierten Treffpunkte und Strukturen verfügten. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die entlegenen Provinzen der Aleviten an die Infrastruktur der restlichen Türkei angebunden. Das löste eine Abwanderung der jahrhundertelang geschlossenen Gemeinschaft in die Städte aus. Bis in die allerjüngste Gegenwart hinein war das Alevitentum somit von der Auflösung seiner Identität bedroht. Hinzu kam ein starker Druck in Richtung auf die Sunnitisierung der Aleviten durch die Religionsbehörde der offiziell laizistischen Türkei.

Die Polarisierung der türkischen Politik in den sechziger ,Jahren gab der Säkularisierung des Alevitentums einen entscheidenden Schub. Die in die Städte gezogenen Jugendlichen interpretierten die alevitischen Traditionen der Gruppensolidarität und der Opposition gegen staatliche Unterdrückung als Vorläufer des Sozialismus. Aleviten schlossen sich revolutionären linken Ideologien an. Sie deuteten ihre Identität nunmehr säkular im Zusammenhang mit Laizismus, Toleranz und Fortschritt. Die konservative sunnitische Mehrheit, die
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die Aleviten in der Geschichte als „Ketzer“ abgelehnt hat, brandmarkte sie als „Kommunisten“. 1993 kamen in Sivas 37 Menschen ums Leben, als radikale Islamisten ein Hotel anzündeten, in dem sich alevitische Intellektuelle und Künstler trafen. 1995 kam es im Istanbuler Stadtteil Gaziosmanpaşa zu tagelangen blutigen Zusammenstößen, als Unbekannte mit Schüssen auf Teehäuser, die von Aleviten besucht wurden, zwei Menschen töteten.

Die alevitischen Zuwanderer, die in den sechziger und siebziger Jahren in die Großstädte gezogen waren, haben den sozialen Aufstieg meist geschafft. Es entstand eine alevitische Mittelschicht, die Anwälte, Ingenieure, Unternehmer, Journalisten und ähnliche Berufe hervorbrachte. Ihnen fallen bei der Neuorganisation der Gemeinschaft heute Führungsaufgaben zu. Zahlreiche Aleviten bekennen sich öffentlich zu ihrer Identität und zu ihrem lange geheimgehaltenen Glauben. Konservative und nationalistische Aleviten behaupten, das Alevitentum habe den „wahren" Islam der Türken geschaffen, ihr Islam entspreche den Eigenheiten der Türken mehr als die den Arabern entlehnte Orthodoxie. Die Zahl der Buchveröffentlichungen alevitischer Autoren steigt inflationsartig an. Die Auseinandersetzung mit der Identität ist in vollem Gange.

Die gespaltene Wirtschaft

Die wirtschaftliche Hinterlassenschaft des Osmanischen Reiches war nicht weniger ein Fiasko als die politische. Das Osmanische Reich hatte nur agrarische Rohstoffe exportiert, Industrieprodukte und zahlreiche Nahrungsmittel mußte es importieren. Auf Industrie und Handwerk waren 1913 lediglich 13 % seines Sozialprodukts entfallen. Das Land war verkehrsmäßig kaum erschlossen. Das gesamte Eisenbahnnetz hatte 1923 nur eine Länge von 3756 km. Die Landwirtschaft litt unter der fehlenden Infrastruktur. Die Erträge waren niedrig; die Ursache dafür lag in einem Mangel an technischen Möglichkeiten und Fachkräften. Ausländische Unternehmen bauten die Rohstoffe ab, ausländische Finanzhäuser dominier-
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ten das Bankwesen, und als Folge des Staatsbankrotts von 1875 hatte das Reich einen Teil seiner Finanz- und Rechtshoheit den europäischen Möchten übertragen.

Nach Ausrufung der Republik begann 1923 eine Phase des wirtschaftlichen Aufbaus. Mit der staatlichen Souveränität erlangten die Türken auch ihre wirtschaftliche Handlungsfreiheit und die Finanzhoheit zurück. Die türkische Staatsführung setzte zunächst auf eine liberale Wirtschaftsordnung. Der Staat hielt sich aus der Wirtschaft zurück, er baute lediglich die Eisenbahn und Häfen aus und gründete einige staatliche Monopolbetriebe. Von 1923 - 1930 wuchs die türkische Wirtschaft jährlich um 11 %. Insgesamt freilich blieben die Ergebnisse enttäuschend, und die Weltwirtschaftskrise lastete schwer auf den Entfaltungsmöglichkeiten der jungen Volkswirtschaft. So mußte der Staat selbst als Promoter der Wirtschaft auftreten, ein Schritt, der von 1932 an entschlossen getan wurde. Der Etatismus wurde eines der Prinzipien des Kemalismus. Die neue interventionistische Wirtschaftspolitik zielte auf die Substitution der Importgüter durch einheimische Produkte; Zölle schützten die nicht wettbewerbsfähigen Unternehmen. 1934 lief in der Türkei der erste Fünfjahresplan außerhalb der Sowjetunion, die dazu Kredite bereitstellte, an.

Erst als die DP 1950 die Regierungsverantwortung übernahm, erlebte die Landwirtschaft einen Aufschwung. Der Staat gewährte für Agrarprojekte zinsgünstige Kredite, die Produkte kaufte er zu hohen Garantiepreisen ab. Dabei stieg der Lebensstandard der ländlichen Bevölkerung, eine einsetzende Mechanisierung setzte Arbeitskräfte frei. Die Lawine der Landflucht kam langsam ins Rollen.

Nach 1960 erholte sich die Wirtschaft wieder. Hatte die Regierung Menderes wirtschaftspolitische Entscheidungen gegen Ende eher mit kurzfristigen Zielen im Blick getroffen, setzte die neue Regierung der CHP wieder auf staatliche Globalplanungen. 1960 wurde das Staatliche Planungsamt (Devlet Planlama Teşkilatı, DPT) gegründet.

Einen radikalen Wechsel ihrer Wirtschaftspolitik vollzog die Türkei Anfang der 80er Jahre. Am 24. 1. 1980 verkündete
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die Regierung Demirel ein umfassendes Programm zur Sanierung der Wirtschaft, an dessen Ausarbeitung der internationale Währungsfonds beteiligt war. Mit seiner Umsetzung wurde Turgut Özal betraut, der von 1967 - 1971 dem Staatlichen Planungsamt vorgestanden hatte und danach drei Jahre bei der Weltbank tätig gewesen war. Mit dem beschlossenen Paket war in der türkischen Wirtschaftspolitik eine fundamentale Wende eingeläutet: Marktwirtschaft und Exportorientierung traten an die Stelle von Dirigismus und Importsubstitution. Die Maßnahmen umfaßten u. a. die Abwertung der türkischen Lira um 50 % und die Freigabe des Wechselkurses, die Liberalisierung des Außenhandels und die Förderung des Exports. Erfolgreich umwarben sie die ausländischen Investoren, die die Türkei bisher gemieden hatten; sie hoben die Bankzinsen über die Inflationsrate an, so daß sich das Sparen wieder lohnte.

Turgut Özals radikale Reformen haben die Türkei in wenigen Jahren von einem Agrarland in eine Volkswirtschaft mit einer rasch wachsenden Industrie transformiert, von einem Entwicklungs- in ein Schwellenland. Erfolgreich war besonders die Förderung der Exporte. Sie stiegen von 2,9 Mrd. (1980) auf 11,7 Mrd. Dollar (1988). Der Anstieg wurde nahezu ausschließlich mit industriell erzeugten Gütern erzielt; die Palette reichte von Textilien über Lederwaren bis zu Eisen und Stahl. In den Jahren 1980 - 1987 wies die türkische Wirtschaft die höchste Wachstumsrate der OECD-Staaten aus; pro Jahr wuchs sie real um 5,4 %. Im selben Zeitraum ging der Anteil der Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt von 21,4% weiter auf 16,7 % zurück, die Industrie verdoppelte sich fast von 19,8 % auf 36,2 %. In der Landwirtschaft, die ihre Produkte immer mehr auf dem Markt anbot, waren 1987 gleichwohl noch immer 55 % der Erwerbsbevölkerung beschäftigt, die aber nur ein Fünftel des Bruttosozialprodukts erwirtschafteten. In der Industrie fanden jetzt 14,3 % der Erwerbstätigen Arbeit.

Nach Jahren eines kontrollierten wirtschaftspolitischen Kurses kehrte die Türkei ab 1987 auf alte populistische Pfade zurück. In jenem Jahr stimmten 50,16 % der Türken für die
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vorzeitige Rückkehr der „alten Politiker“, über die die Generäle 1980 ein zehnjähriges Politikverbot verhängt hatten. Auch Süleyman Demirel, der politische Ziehvater und spätere Rivale Özals, betrat wieder die politische Bühne. Das Buhlen um den Wühler ließ die Inflation nach 1987 drastisch ansteigen.

Angesichts der chronischen Schwäche der türkischen Regierungen blieben auch in den neunziger Jahren durchgreifende Strukturreformen zur Sanierung der türkischen Wirtschaft und insbesondere der Öffentlichen Finanzen auf der Strecke. 1996 flossen aller Einnahmen (ohne Kreditaufnahmen zur Defizitdeckung) in Zinszahlungen, in Löhne und Gehälter nur 25 und in Investitionen lediglich 3 %. 1996 mußte die öffentliche Hand (Zentralregierung und Gebietskörperschaften ohne Staatsbetriebe) Nettokredite in Höhe von 9,9 % des Bruttosozialprodukts aufnehmen. Finanziert wurde der Kreditbedarf des Staates im wesentlichen über die Druckerpresse. Das heizte die Inflation an.

Wenn das Bruttosozialprodukt trotz des wirtschaftspolitischen Stillstandes 1995 um 8,1 %, 1996 um 7,9 %  und 1997 um 6,0 % ) (1998 waren es nur 3,9 %) wuchs, so ist dies einer boomenden türkischen Privatwirtschaft zu danken. Die erste Generation der türkischen Unternehmer war noch eng mit der Politik und der Wirtschaftsbürokratie verwoben; ihre Betriebe hatten von den hohen Zollschranken und einem ausgeklügelten Subventionssystem profitiert. Unter den Bedingungen des internationalen Wettbewerbs war in den achtziger Jahren eine zweite Generation türkischer Unternehmer herangewachsen. Sie haben ihre Ausbildung meist an ausländischen Eliteuniversitäten erhalten; sie stellen sich dein Wettbewerb und rufen nicht nach staatlichen Hilfen.

Insgesamt hat sich die türkische Wirtschaft in den neunziger Jahren tiefgreifend verändert. Die Agrarnation Türkei ist kein Selbstversorger mehr. 1995 .schloß der Außenhandel mit Agrarprodukten erstmals seit vielen Jahren mit einem Defizit ab. Von 1968 bis 1996 ging der Anteil der Landwirtschaft am Bruttosozialprodukt von 39,8 % auf 16,8 % zurück. Ein Blick auf die Exportstruktur verdeutlicht in der Tat den Weg, den
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die Türkei zurückgelegt hat: Mitte der neunziger Jahre entfielen nur noch 7 % des Exports auf Agrarprodukte, 91 %%, auf industriell verarbeitete Güter; Textilien und Bekleidung führen mit einem Anteil von 37 % die Liste an. Als Folge der expandierenden Industrialisierung ist die Nachfrage nach Energie in den letzten Jahren um durchschnittlich 10 % gewachsen. Da die Türkei aus eigener Produktion nur etwa ein Drittel der erforderlichen Energiemenge erzeugen kann, werden erhebliche Kapazitäten an Elektrizität aus Iran, Bulgarien und Georgien eingeführt. Darüber hinaus sind langfristige Lieferverträge für Erdgas u. a. mit Ruß1and, Iran und Turkmenistan geschlossen worden. Einer der wichtigsten Zweige der Dienstleistungsbranche ist der Tourismus. 1980 waren erst 1,3 Mio. Urlauber in die Türkei gekommen; 1996 aber 8,5. Sie haben 5,7 Mrd. Dollar an Devisen in das Land gebracht.

Ein Projekt, das sich nachhaltig auf die wirtschaftliche Kapazität des Landes auswirken wird, ist das Südostanatolien-Projekt. Es wurde Ende der sechziger Jahre entworfen und soll mit seinen 22 Dämmen und 19 Wasserkraftwerken im Bereich von Euphrat und Tigris den wachsenden Energiebedarf decken. In den achtziger Jahren ging das Projekt in ein integriertes Entwicklungsprojekt über. Heute soll das Vorhaben, in das der türkische Staat am Oberlauf von Euphrat und Tigris 32 Mrd. Dollar investiert, in erster Linie dazu beitragen, die Unterentwicklung der Region zu überwinden. Das Projekt erstreckt sich in der nördlichen Ebene Mesopotamiens auf eine Fläche von 75 000 km², es ist damit so ausgedehnt wie die drei Benelux-Staaten. Die Landwirtschaft sowie Textil- und Nahrungsmittelbetriebe sollen 1,3 Mio. neue Arbeitsplätze schaffen und damit die Zahl der Stellen in Südostanatolien gegenüber 1985 nahezu verdoppeln.

Trotz einer relativ dynamischen wirtschaftlichen Entwicklung hat die Türkei noch immer mit für ein Entwicklungsland typischen Problemen zu kämpfen. So ist der türkische Staat aufgrund der leeren Kassen immer weniger in der Lage, Sozialleistungen bereitzustellen. Eine Arbeitslosenversicherung besteht nicht; unzulänglich funktionierende Sozialversicherun-
[115/116]

gen gibt es für Arbeitnehmer, Staatsbedienstete und Selbständige. Ausgeprägt sind auch noch immer starke Unterschiede hei der Einkommensverteilung. 1994 entfielen auf die 20 % der ärmsten Haushalte 4,9 %, des Volkseinkommens, auf das folgende Fünftel 8,6 % auf das mittlere Fünftel 2,6 %, auf das vierte 19 %; auf das letzte und reichste jedoch 54,9 %. Das auf der Grundlage des registrierten Sozialprodukts ermittelte Pro-Kopf-Einkommen erreichte 1994 für das ärmste Fünftel landesweit 529 Dollar, für das mittlere Fünftel 1361 Dollar und für das reichste 5932 Dollar. In der Türkei liegt das Pro-Kopf-Einkommen des reichsten Fünftels 11,2 ma1 über dein niedrigsten (in Deutschland 5,7 ma1).

Daneben ist ein starkes Wohlstandsgefälle von West nach Ost zu registrieren. Die Wirtschaftskraft der Türkei liegt überwiegend im westlichen Landesteil. 1995 hat Istanbul 21,2 % des Bruttoinlandsprodukts erwirtschaftet, das ist soviel wie die 51 der damals 79 Provinzen am unteren Ende der Liste zusammen. Auf die 10 reichsten Provinzen entfallen 59,4 des Bruttoinlandsprodukts, auf die 10 ärmsten, die alle in Ostanatolien liegen, zusammen 1 %. Von den 10 reichsten der damals 79 türkischen Provinzen liegen 7 am Marmarameer und 2 an der Ägäis, also alle im Westen des Landes; hinzu kommt die Hauptstadt Ankara. Andererseits befinden sich alle der 10 ärmsten Provinzen in Ostanatolien.

Am 1. 1. 1996 ist die Zollunion zwischen der Türkei und den EU-Staaten in Kraft getreten. Dabei handelt es sich um ein rein wirtschaftliches Abkommen. Zwischen beiden Seiten sind die Zollschranken gefallen, die Türkei hat ihre Wirtschaftsgesetzgebung weitgehend an die Europas angepaßt. Bereits 1996 hat das Handelsvolumen zwischen der EU und der Türkei von 27 Mrd. auf 36 Mrd. Dollar zugenommen; 1998 lag es bei 50,5 Mrd. Dollar. Türkische Befürworter der Zollunion erhoffen von der wirtschaftlichen Integration mit Europa einen dreifachen Nutzen: (1) Einen Exportschub, insbesondere nach der Aufhebung der früheren Einfuhrquoten auf türkische Textilien und Bekleidung; (2) Ausländische Investoren, die den europäischen Markt beliefern wollen, sollen in
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die Türkei gelockt werden. Sie schaffen neue Arbeitsplatze, die den Verlust der Stellen kompensieren, der durch die steigenden Importe aus Europa entsteht; (3) Die Zollunion soll die Transformation der achtziger Jahre fortsetzen und aus der Türkei eine international wettbewerbsfähige Wirtschaft formen.

Mit der Zollunion war zunächst die Befürchtung verbunden, weite Teile der türkischen Industrie wurden unter Wellen aus der EU importierter Waren zusammenbrechen. Einige nahmen an, die Mittel- und Kleinindustrie würde „fortgefegt“ werden. Andere meinten, die türkische Großindustrie könne mit ihren im Weltvergleich kleinen Serien der ausländischen Konkurrenz nicht standhalten. Die befürchteten Folgen sind aber nicht eingetroffen. Spektakuläre Firmenzusammenbrüche blieben aus. Auch gab es keine negativen Einflüsse auf Produktion und Gewinne. Zwar stiegen die türkischen Einfuhren aus der EU nach Vollendung der Zollunion stark an; aber es wuchsen auch, wenngleich gemäßigter, die türkischen Ausfuhren dorthin. Die bilateralen Handelsbilanzen Türkei/EU wiesen auf der türkischen Seite hohe Defizite aus, die jedoch von der Türkei in hinreichendem Maße ausgeglichen werden konnten, teils durch Exporte in andere Länder, teils durch Tourismuseinnahmen (sie betrugen 1998 7,2 Mrd. US-Dollar). In wichtigen Branchen nahmen türkische Unternehmen mit Blick auf die Zollunion hohe produktive Investitionen vor. Ausländische Direktinvestitionen nahmen zu, auch wenn es keinen großen Schub gab. Trotz aller Schwierigkeiten kann die Zollunion als ein Meilenstein auf dem Weg der türkischen Wirtschaftspolitik bezeichnet werden.

VII. Die Türkei im Spannungsfeld
von Tradition und Wandel

Seit Dezember 1999 ist die Türkei offiziell Kandidat für die Vollmitgliedschaft in der EU. Mit der Verleihung dieses Status freilich wurde der türkischen Führung nachdrücklich
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